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Absender
xx. xx 2022
Herr/Frau
MinisterIn …..............................
Bundesministerium xx
Konferenz der MinisterInnen der Vertragsstaaten des EPA / 

Verbot der Patentierung konventionell gezüchteter Pflanzen und Tiere 
Sehr geehrter Herr/Frau xx,
wir wenden uns an Sie aus Sorge um die künftige Ernährungssicherheit in den Vertragsstaaten des Europäischen Patentamts (EPA).
Erlauben Sie, dass wir uns kurz vorstellen: Keine Patente auf Saatgut! (https://www.no-patents-on-seeds.org/) ist ein internationales Bündnis und seit 2018 auch als Verein mit Sitz in München eingetragen. Zu den Mitgliedern des Vereins gehören derzeit folgende Organisationen: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), Arche Noah, Biorespect, Bund Naturschutz in Bayern (BN), Corporate Europe Observatory, Danish Seed Savers, Gen-ethisches Netzwerk (GeN), IG Nachbau, Kein Patent auf Leben!, Oxfam, ProSpecieRara, Public Eye, Plataforma Transgénicos Fora, SWISSAID und das Umweltinstitut München. 
Wir treten insbesondere für ein Verbot der Patentierung von Pflanzen und Tieren aus konventioneller Zucht ein. Keine Patente auf Saatgut! will die Unabhängigkeit von ZüchterInnen, GärtnerInnen und LandwirtInnen erhalten, die Züchtung, Anbau oder Vermehrung konventioneller Pflanzen und Tiere betreiben. Der Zugang zur biologischen Vielfalt, die für die weitere Züchtung benötigt wird, darf nicht durch Patente kontrolliert, behindert oder blockiert werden. 
Das grundsätzliche Problem 
Patente auf Saatgut bedeuten eines der größten Risiken für die globale Nahrungssicherheit und die regionale Ernährungssouveränität. Denn Patente gewähren eine Monopolstellung und d.h., dass diese patentierten Pflanzen und Tiere von anderen Züchtern, Gärtnereien oder in der Landwirtschaft nicht ohne die Zustimmung des Patentinhabers zur weiteren Züchtung genutzt werden. In vielen Fällen erstrecken sich die Patente auch auf die Verwendung der Ernte zur Produktion von Lebensmitteln. Die Befürchtung ist, dass im Ergebnis eine Handvoll internationaler Konzerne zunehmend die Kontrolle über die Produktion unserer Lebensmittel erlangen kann. Die Konzerne können darüber entscheiden, was wir essen, was Landwirte produzieren, was der Lebensmittelhandel anbietet und wie viel wir schließlich alle dafür bezahlen müssen. Diese Entwicklung hat auch Folgen für den globalen Süden. 
Rechtliche Hintergründe 
Hier kurz einige rechtliche Hintergründe und aktuelle Entwicklungen: 
Im Europäischen Patentübereinkommen (EPÜ) heißt es, dass „im Wesentlichen biologische Verfahren zur Züchtung von Pflanzen oder Tieren“ nicht patentiert werden dürfen (Artikel 53b, EPÜ). Dieses Verbot ist im EPÜ aber nicht präzise formuliert. Seine Auslegung bedarf deswegen einer genaueren Interpretation. Nun wird seit über zehn Jahren am Europäischen Patentamt (EPA) darüber diskutiert, wie das Verbot der Patentierung konventionell gezüchteter Pflanzen und Tiere umzusetzen ist. 
Obwohl 2017 eine neue Regel für die Auslegung des Verbots beschlossen wurde (Regel 28 (2), EPÜ), werden bis zum heutigen Tag nicht nur gentechnische Verfahren patentiert, sondern auch Züchtungen, die auf zufälligen genetischen Veränderungen und herkömmlichen Züchtungsverfahren beruhen. Beispiele sind Patente, die Braugerste, Buschmelonen, Tomaten und Salat betreffen. Bisher konnten weder das EPA noch die Beamten der Mitgliedsländer, die sich regelmäßig im Verwaltungsrat des EPA treffen, das Problem lösen. 
Aktuelle Entwicklung 
Nun verschärft sich das Problem durch die Verfahren der ‚Neuen Gentechnik‘: Mit Werkzeugen wie CRISPR/Cas lassen sich auch Ergebnisse der herkömmlichen Züchtung imitieren. Viele Firmen verwischen in ihren Patentanträgen absichtlich die Grenze zwischen Gentechnik und konventioneller Züchtung. Werden die Patente erteilt, können sie auch Pflanzen (oder Tiere) aus konventioneller Züchtung und mit zufälligen genetischen Veränderungen betreffen. Damit die bestehenden Verbote nicht wirkungslos werden, braucht es rechtlich wirksame Regelungen, um die Reichweite der Patente zu begrenzen.
Dass dies nicht nur ein theoretisches Problem ist, zeigen aktuelle Patentrecherchen
: große Konzerne wie BASF, Bayer-Monsanto, DowDupont (Corteva) oder auch KWS versuchen, die bestehenden rechtlichen Schlupflöcher so weit wie möglich auszunutzen. Sie verwenden in ihren Patentanträgen spezielle Formulierungen, mit denen technische Elemente (wie CRISPR/Cas) mit üblichen Methoden der konventionellen Züchtung vermischt werden, um den Eindruck einer technischen Erfindung zu erwecken. Dadurch werden die Grenzen zwischen konventioneller Züchtung und gentechnischen Eingriffen systematisch verwischt. Bei genauerem Studium der Patentschriften wird ersichtlich, dass entsprechende technische Verfahren sehr oft gar nicht eingesetzt wurden, um die jeweiligen Zuchtziele zu erreichen. Werden diese Patente aber erteilt, erstrecken sie sich auf alle Pflanzen (oder Tiere) mit den entsprechenden genetischen Merkmalen – unabhängig davon, wie diese zustande kamen. 
Werden die Patente nicht klar auf ggf. tatsächlich eingesetzte gentechnische Verfahren begrenzt, kann das schwerwiegende Auswirkungen auf Züchtung, Landwirtschaft und VerbraucherInnen haben. Diese geraten mehr und mehr in die Abhängigkeit von großen Konzernen, die den Zugang zu den biologischen Ressourcen kontrollieren, die für die weitere Züchtung benötigt werden. 

Können Disclaimer eine Lösung sein? 
Das EPA schlägt zur Lösung des Problems einen sogenannten ‚Disclaimer‘ vor. Ein Disclaimer wird in den Wortlaut der Ansprüche eingefügt und kann die Reichweite eines Patentes begrenzen. Werden beispielsweise gentechnisch veränderte ‚Säugetiere‘ beansprucht, müssen ‚Menschen‘ im Disclaimer ausgenommen werden, weil das Patentrecht Ansprüche auf den menschlichen Körper verbietet. Ein Disclaimer soll auch dann zum Einsatz kommen, wenn Patentansprüche sowohl Pflanzen (oder Tiere) aus technischen Verfahren als auch Pflanzen (oder Tiere) aus nicht patentierbaren Verfahren betreffen. Grundlage des Disclaimers ist die Definition vom ‚im Wesentlichen biologischen Verfahren‘. Auf diese Weise sollen Pflanzen (oder Tiere) ausgenommen werden, die mit derartigen Verfahren gezüchtet wurden. Doch von der Definition der ‚im Wesentlichen biologischen Verfahren‘, die derzeit vom EPA angewandt wird, sind Pflanzen (und Tiere) mit zufälligen Mutationen gar nicht betroffen. Diese werden deswegen vom Disclaimer auch nicht ausgeschlossen. Vielmehr werden zufällige genetische Veränderungen (Mutationen) mit den Veränderungen gleichgesetzt, die gezielt und technisch herbeigeführt werden, also durch Gentechnik (bzw. Genome Editing) verursacht werden. Deswegen sind die Disclaimer, wie sie zurzeit zur Anwendung kommen, keine Lösung des Problems. 
Einberufung einer Konferenz der Vertragsstaaten
Vor diesem Hintergrund setzen wir darauf, dass die Regierungen der Vertragsstaaten ihre Verantwortung wahrnehmen. Dazu sollte eine internationale Konferenz der zuständigen MinisterInnen einberufen werden. Derartige Konferenzen sollen laut Europäischem Patentübereinkommen (Artikel 4a) mindestens alle fünf Jahre stattfinden, um über Fragen des Patentrechts zu beraten. In den letzten 20 Jahren hat nach unserer Kenntnis jedoch keine derartige Konferenz stattgefunden. In jedem Fall sind nach jahrelanger Rechtsunsicherheit nun politische Entscheidungen auf höchster Ebene erforderlich. Nur durch eine politische Initiative nationaler Regierungen kann das Patentverbot für konventionelle Pflanzen durchgesetzt werden. Patente auf Verfahren, die auf Kreuzung, Selektion oder zufälligen genetischen Veränderungen (Mutationen) beruhen, müssen ebenso ausgeschlossen werden wie die Ausweitung von Ansprüchen von Gentechnik-Patenten auf konventionell gezüchtete Pflanzen und Tiere. Um die bestehenden Verbote durchzusetzen, müssen Patente, die Pflanzen und Tiere betreffen, deswegen strikt auf die gentechnischen Verfahren begrenzt werden. 
Werden die notwendigen Entscheidungen nicht getroffen, können die fortgesetzten rechtlichen Unsicherheiten, politische Kontroversen oder Patentstreitigkeiten die weitere Pflanzenzüchtung erheblich behindern oder in bestimmten Fällen auch unmöglich machen und sogar die Existenz kleinerer Züchter gefährden. Die Auswirkungen können die Zukunft der Ernährung und Landwirtschaft ebenso wie den Erhalt unserer Lebensgrundlagen gefährden. Durch den Klimawandel können diese Risiken noch erheblich gesteigert werden. 
Notwendige Maßnahmen 
Es gibt mindestens zwei zentrale Punkte, die aus unserer Sicht geändert werden müssen, um die bestehenden Verbote der Patentierung von „Pflanzensorten und Tierarten“ sowie von „im Wesentlichen biologischen Verfahren zur Züchtung“ in Kraft zu setzen. Diese Punkte müssten auch zum Thema der internationalen Konferenz gemacht werden:
1. Definition von „im Wesentlichen biologischen Verfahren“: Es muss klargestellt werden, dass die Definition von „im Wesentlichen biologischen Verfahren“ alle Verfahren umfasst, die in der konventionellen Züchtung üblich sind, einschließlich von Zufallsmutagenese und einzelnen Stufen der Verfahren wie Selektion und/oder Vermehrung.
2. Begrenzung der Reichweite von Patenten: Um die bestehenden Verbote durchzusetzen, müssen Patente, die Pflanzen und Tiere betreffen, strikt auf die gentechnischen Verfahren begrenzt werden. 
Wir fordern deswegen, dass die MinisterInnen der Vertragsstaaten des EPA sich binnen eines Jahres zu einer Konferenz treffen, um wirksame Maßnahmen gegen Patente auf die konventionelle Zucht von Pflanzen und Tieren zu ergreifen. Patente auf Verfahren, die auf Kreuzung, Selektion oder zufälligen Mutationen beruhen, müssen ebenso ausgeschlossen werden, wie die Ausweitung von Ansprüchen von Gentechnik-Patenten auf konventionell gezüchtete Pflanzen und Tiere. 
Sehr geehrte/r Herr/Frau Minister ….........., wir bitten Sie um ein persönliches Gespräch, um unsere Bedenken und unsere Anliegen direkt vortragen zu können. Wir hoffen zudem auf Ihre aktive Unterstützung bei der Einberufung der internationalen Konferenz, die notwendig sein wird, um die rechtlichen Fragen abschließend zu klären. 
Mit freundlichen Grüßen 
Absender
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